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Wien, 3.1.2021

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit groBer Verwunderung nehmen wir zur Kenntnis, daf3 die Regierung offenbar nicht zu einer ordnungsgema-
Ben Arbeit in der Lage ist und glaubt, mit einer ,Kurzbegutachtung” von nicht einmal 3 Tagen, tber ihre Inkom-
petenz hinweg tauschen zu kdnnen. Im Begleitschreiben sind nicht so wie sonst (blich, die E-Mail-Adressen fiir
Stellungnahmen angegeben. Oder will die autoritar Gber uns hinweg herrschende Regierung dem zum Unterta-
nendasein verdammten Volk mitteilen, dass es gefalligst nicht zu sagen hat?

Wir erlauben uns trotzdem, Sie mit einer rasch aufgesetzten Stellungnahme zu ,belastigen®.

1. Begutachtungsfrist:

Es dirfte offenbar dem politischen Alzheimer zum Opfer gefallen sein, dass - wie im RIS im Rundschreiben des
Verfassungsdienstes vom 19.7.1971 nachzulesen ist - bereits am 13.11.1970 der Verfassungsdienst des Bundes-
kanzleramtes ,die Notwendigkeit der Festsetzung angemessener Fristen fiir die Begutachtung der Entwiirfe
von Bundesgesetzen und von Verordnungen des Bundes in Erinnerung gebracht. Es wurde gebeten, die Begut-
achtungsfristen in Hinkunft grundséatzlich (abgesehen von besonderen Fallen) so zu bemessen, dal den zur Be-
gutachtung eingeladenen Stellen eine Frist von wenigstens sechs Wochen zur Verfiigung steht.“* Der Verfas-
sungsdienst des Bundeskanzleramtes hat am 2.6.20082 erneut auf dieses Rundschreiben hingewiesen und auch
klar und unmiBverstandlich daran erinnert, ,dass (auch) nach Art. 1 Abs. 1 und 4 der Vereinbarung zwischen
dem Bund, den Landern und den Gemeinden (iber einen Konsultationsmechanismus und einen kiinftigen Stabi-
litaitspakt der Gebietskorperschaften, BGBI. | Nr. 35/1999, gegenliber den Vereinbarungspartnern angemesse-
ne, bei Gesetzes- und Verordnungsentwiirfen mindestens vierwdchige Stellungnahmefristen zu setzen sind (vgl.
dazu das Durchfiihrungsrundschreiben GZ 603.767/1-V/1/993)."

Aktive Arbeitslose Osterreich erinnern zusitzlich daran, dass es Kérperschaften éffentlichen Rechts gibt, die
von Gesetz wegen die Aufgabe zur Stellungnahme von Gesetzesentwiirfen haben bzw. Der Gesetzgeber zu ei-
ner Rechtzeitigen Ubermittlung von Gesetzesentwiirfen verpflichtet worden ist: Arbeiterkammergesetz § 93
(Verfassungsbestimmung!)?, § 3 Apothekerkammergesetz (,Gesetzes- und Verordnungsentwiirfe, die Interes-
sen bertihren, deren Vertretung der Apothekerkammer zukommt, sind der Apothekerkammer rechtzeitig unter
Einrdumung ei, § 1 ner angemessenen Frist zur Begutachtung zu tGbermitteln.”), fast wortgleich § 3 Tierarzte-

kammergesetz, § 1 Volksanwaltschaftskammergesetz®, § 10 Wirtschaftskammergesetz ,Begutachtungsrecht*,

! https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Erlaesse&Dokumentnummer=ERL BKA 19710719 53567 2a 71

2 https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Erlaesse/ERL BKA 20080602 BKA 600 614 0002 V 2 2008/
ERL BKA 20080602 BKA 600 614 0002 V 2 2008.pdf

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?
Abfrage=Erlaesse&Dokumentnummer=ERL BKA 19990219 603767 1 V 1 99

https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008787 &Artikel=&Pa-

ragraf=93

https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?
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§ 8 Zahnirztekammergesetz’ sowie § 75 Ziviltechnikergesetz®.

Der kurze Begutachtungszeitraum verletzt nicht nur die Rechte der 6ffentlichen Koérperschaften, sondern kon-
terkarriert auch die erst vor kurzem eingefiihrten und von der Regierung vollmundig beworbenen Méglichkeit,
dass Stellungnahmen online unterstiitzt werden kénnen.

Mit dieser einmalig kurzen Begutachtungsfrist driickt die Regierung offenbar ihre ausgesprochen tiefe Verach-
tung fiir das Volk von Osterreich aus und ist schon alleine daher riicktrittsreif!

2. Grundsatzliche Anmerkungen

MaBnahmen, welche in die verfassungsgesetzlich gewihrleistete Rechte (Grundrechte) eingreifen, missen ent-
sprechend der 6sterreichischen Bundesverfassung

- erforderlich

- geeignet / zweckmaRig

- wirtschaftlich / sparsam und
- verhaltnismagig

sein.

Die MaBBnahmen, welche offenbar rasch in geradezu diktatorischer Manier rasch durchgepeitscht werden sol-
len, sind weder erforderlich noch geeignet, ergeben kein schliissiges Gesamtkonzept und schon gar nicht alter -
nativlos. Diese MaBnahmen sind daher IN EINEM DEMOKRATISCHEN RECHTSSTAAT UNZULASSIG.

Keine der MaBnahmen, welche durch diese Gesetzesanderung ermdoglicht werden soll, ist notwendig. Die
Krankheit COVID-19 wird selbst von der Weltgesundheitsorganisation in Hinblick auf die Infektionssterblichkeit
nicht exorbitant gefahrlicher als die Grippe eingeschatzt - was sich 6ffentlich zuganglichen Publikationen der
Weltgesundheitsorganisation entnehmen lasst. Einer der angesehensten Epidemiologen der Welt, namlich
Univ. Prof. John P.A. loannidis, kommt mit seiner zusammenfassenden Metastudie von weltweiten empirischen
Studien zu einer gleichgearteten Schlussfolgerung®. Ahnlich eine runde international anerkannter Expert*innen
um Univ. Prof. Eskild Peterson™.

Auch ein Blick auf landeseigenen offiziellen (und unwissenschaftlich verzerrten, jedenfalls nicht evidenzbasier -
ten!) Statistiken bestatigen die Einschitzung der Weltgesundheitsorganisation bzw. die Forschungsergebnisse
von Prof. loannidis und vielen anderen Wissenschafter*innen: COVID-19 ist zwar sozusagen eine Klasse Uber
der Grippe, aber bei weitem nicht jenes von Medien und Politik an die Wand gemalte ,Killervirus“ das ein aus-
setzen demokratischer und menschenrechtlicher Grundsatze rechtfertigen wiirde. Wie Hans Kelsen Schiiler
Univ. Prof. Adolf Merkl bereits im November 1930 fest stellte, hat die Republik Osterreich in voller Absicht die
Kompetenz der Regierung zu einem Ausnahmezustand aus der Verfassung genommen!*

Und schon gar nicht rechtfertigt eine Epidemie wie COVID-19 die Grundsatze der 6ffentlichen Gesundheit (,Pu-
blic Health“ Giber Bord zu werfen und durch Angstmache und UberschieRende, autoritdre ZwangsmaRnahmen
erst recht groBen gesundheitlichen, sozialen und wirtschaftlichen Schaden anzurichten. Zahlreiche Expert*in-
nen haben vor der Spur der Verwistung, die Dogmen autoritarer Politik in allzu vielen Staaten anrichten, von
Beginn der Epidemie an gewarnt!*?

Die autoritare Politik der Regierung entspricht in keinster Weise demokratischen Grundsatze - siehe auch das
,Corona-Manifest“*® von Univ. Prof. David McCoy und die Einmahnung der Zivilgesellschaft durch die WHO™!

Unterlassene oder verzégerte medizinische Untersuchungen und Behandlungen, auch Impfungen, fiihren zu

Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10007962&FassungVom=2021-01-
02&Artikel=&Paragraf=10&Anlage=&Uebergangsrecht=

https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004450&Artikel=&Pa-

ragraf=8

1 https://www.thelancet.com/journals/laninf/article/PIIS1473-3099(20)30484-9/fulltext

11

https://www.aktive-arbeitslose.at/recht/adolf merkl ist in oesterreich ein ausnahmezustand zulaessig.html

2 https://www.thelancet.com/journals/lancet/article/P11S0140-6736(20)31089-8/fulltext
https://www.public-health-covid19.de/ergebnisse.html
http://www.matthias.schrappe.com/

*  https://www.medico.de/ein-corona-manifest-17746

¥ https://www.thelancet.com/journals/lancet/article/P11S0140-6736(20)31054-0/fulltext
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massiven Gesundheitsschaden, die lebenslang anhalten und auch zum friihzeitigen Tod fiihren kénnen. Im ers-

ten Lockdown ist beispielsweise die Zahl der in Krankenh3usern behandelten Herzinfakte massiv zuriick gegan-
gen, daflir ist die Zahl der au3erhalb der Krankenhauser verstorbenen Menschen in die Hohe gegangen. Auch
der Krebs - der als ,Zivilisationskrankheit“ auch schon epidemische AusmaBe angenommen hat, und viele an-
dere Krankheiten warten nicht! Die Fachartikel (iber Kollateralschaden sind derart zahlreich, dass wir diese gar
nicht anfiihren kénnen. Leider scheint es immer noch keine Ubersichtsarbeiten zu diesem (iberaus wichtigen
Thema zu geben.

Bereits am 9.4.2020 schrieb die ArzteZeitung iiber eine Metastudie der Donauuniversitit Krems:

LEntscheidungstrager sollten sich auch dessen bewusst sein, dass jede zusatzliche MaRnahme den Nutzen nur
minimal verbessert, die Belastung fiir Bevolkerung und Wirtschaft aber mitunter erheblich verscharft, geben
die Forscher zu bedenken. Ein Wettbewerb der RestriktionsmaBnahmen kdnnte daher zu ungewollten Neben-
wirkungen fiihren, auch solchen bei der Gesundheit.“

Insbesondere das offenbar geplante Corona-Apartheitsregime durch Beschrankung des Zugangs zu Verastaltun-
gen und andere Bereich nur mit einem aktuellen Testergebnis sowie der geplante ungehinderte Zutritt der Poli-
zei in den durch die Verfassung und die Europdische Menschenrechtskonvention geschiitzte private Wohnbe-
reiche kann nur als maBlose Politik der Eskalation zur Unterminierung der demokratischen und menschenrech-
lichen Grundordnung gewertet werden und wird von Aktive Arbeitslose Osterreich abgelehnt! Mit diesem her -
aufziehenden Extremismus richtet die Regierung mehr Schaden als jemals Nutzen sein kann!

3. Ausweitung der Erméachtigung fiir Screeningprogramme § 5a EPIiG

Die Ausweitung der Screening-Programme ,,zum Zweck der Detektion unbekannter Erkrankungsfalle an COVID-
19, zur Ermoglichung des Betretens von Betriebsstdtten und des Besuchs von Veranstaltungen® lehnen wir auf-
grund von mangelnder Sachlichkeit und VerhaltnismaRigkeit ab.

Erkrankungsfélle sind in der Regel symptomatisch, weshalb diese zumeist auch erfasst werden. Asymptomati-
sche Verldufe sind in der Regel eben KEINE Erkrankungen! Die Gleichsetzung von infiziert mit ,Erkrankung”
dient offenbar der Angstmache, so wie die zumeist manipulativen Statistiken, die von der Regierung veroffent -
licht werden. AuBerdem sind z.B. PCR-Tests, die lediglich das Vorhandensein eines kleinen Bruchstiickes des Vi-
rus, nur bedingt aussagekraftig, weil damit eben nicht das Vorhandensein ganzer, reproduktionsfahiger Viren
erwiesen ist! AuRerdem hangt der vermeintliche ,Nachweis einer Infektion / Erkrankung” davon ab, wie oft de
in der Probe vorgefundene Gensequenzen vervielfiltigt werden. Je 6fter vervielfaltigt wird, desto eher wird et-
was gefunden, was der Manipulation Tiir und Tor 6ffnet!

Auch die Antigentests sind alles andere als genau und sind eben nicht dazu entwickelt worden, um fiir Massen -
tests verwendet zu werden!

Massentest werden daher auch von der Wissenschaft als unzweckmaRig bewertet. Es entbehrt daher den ge-
planten Massentests, die viel Geld kosten und wenig bringen, daher die von der Verfassung her vorgeschriebe-
ne notwendige ZweckmaRigkeit flir staatliche Eingriffe in die Grundrechte der Menschen und somit erst recht
die VerhiltnismaBigkeit!

Bei einem Screening-Programm handelt es sich um ein aktives Aufsuchen von Testpersonen, weshalb der
Zweck ,Betreten von Betriebsstatten und Besuch von Veranstaltungen® uns verborgen bleibt, weil Testperso-
nen Uber zukiinftige Handlungen, die nicht immer den betreffenden Personen bekannt sein miissen, befragt
werden miussten.

Von der in Absatz 3 versprochenen ,Freiwilligkeit kann nicht wirklich gesprochen werden, wenn das Tester -
gebnis Voraussetzung fiir den Besuch einer Veranstaltung Voraussetzung ist oder die Screenings unmittelbar
vor Veranstaltungsorten oder Betriebsstatten durchgefiihrt werden!

4. Abhingigkeit des Zutritts zu Veranstaltungen von negativen Testergebnissen (§ 15 EpiG)

Die Einfiihrung der Diskriminierung der Bevolkerung bloR aufgrund des Merkmals, ob ein beschrankt aussage-
kraftiges und nicht wirklich zuverlassiges Testergebnis vorliegt ist in mehrerer Hinsicht verfassungswidrig und
wird daher von Aktive Arbeitslose Osterreich abgelehnt:

1. Handelt es sich um eine nach Artikel 14 EMRK unzulassige Diskriminierung bzw. Ungleichbehandlung
gesunder Menschen!

2. Die Testergebnisse sind alles andere als zuverlassig. Die ZweckmaRBigkeit ist daher nicht erfiillt. Es gibt
sowohl falsch positive als auch falsch negative Ergebnisse. Gerade bei den Schnelltests zeichnen sich
durch relative hohe Schwelle beim Ansprechen des Tests aus. Gerade bei geringer Pravalenz bzw. Ge-
ringer Zahl an Infizierten ist die falsche Positivrate sehr hoch. Es besteht die Gefahr, dass Menschen zu
unrecht einer Infektion beschuldigt und verfassungswidrig unter Strafandrohung in Quarantine ge-
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zwungen werden, und dann bei einem negativen Ergebnis des folgenden PCR-Tests nicht einmal eine

Entschadigung fiir den verfassungswidrigen Freiheitsentzug erhalten!
3. Dadieser de facto Zwang nicht zweckmassig ist die VerhaltnissmaBigkeit erst recht nicht gegeben!

4. Verkehrt das Diskriminierungsmerkmal negatives Testergebnis die Unschuldsvermutung (Artikel 6
EMRK) in eine Schuldvermutung um. Damit wird eine rote Linie in Richtung Diktatur bzw. totalitire
Herrschaft (siehe Hannah Arendt!) Gberschritten. In einer Demokratie darf keinesfalls die Fiihrung ei-
nes normalen Lebens davon abhingig gemacht werden, immer wieder von sich aus ohne jeden kon-
kreten Verdacht zu beweisen, eine Infektion oder was auch immer nicht zu haben! Menschen werden
auch durch die Zuschreibung der ,,epidemiologischen Gefahr zu ,,Gefdhrder*innen” vorverurteilt!

5. Die Moglichkeit, sich sein Publikum frei zu suchen und diesem seine Darbietungen auch gegen Entgelt
zu bringen, verletzt sowohl die im Verfassungsrang stehende Kunstfreiheit als auch die ebenfalls im
Verfassungsrang stehende Erwerbsfreiheit!

6. Zwingt diese Regelung private Veranstalter unter hoher Strafandrohung zu einem verfassungswidrigen
Verhalten und das eigene Publikum bzw. Die eigenen Kunden zu diskriminieren!

7. Ermangelt es dem Begriff der ,epidemiologischen Gefahr“ der von der Verfassung vorgeschriebenen
Bestimmtheit.

Erstaunlicherweise fehlt bei dieser Bestimmung die Anerkennung positiver Antikérpertests, da bei einer assym-
ptomatischen Infektion der Zeitraum dieser Infektion nicht bekannt ist. Die Beschrankung auf 3 Monate fir
eine Infektion ist unsachlich, da nach wissenschaftlichen Erkenntnissen auch nach 6 Monaten die Immunisie-
rung gegeben ist™ und zu erwarten ist, dass eine natiirliche Immunisierung im Gegensatz zur kiinstlichen Immu-
nisierung lebenslang anhalt und auch im Gegensatz zu den meisten Impfungen eine gewisse Kreuzimmunisie-
rung umfasst!

Die von der Regierung angedrohte und auf weitere Bereiche erstreckende Voraussetzung des ,Freitestens”
kann von uns daher nur als eine verfassungswidrige Art von ,Apartheid” bezeichnet werden und ist daher von
allen aufrechten Biirger *innen durch gewaltfreien Widerstand, zivilen Ungehorsam oder Nichtbeteiligung am
Unrecht abzulehnen!

5. Privilegierung von Religionsgemeinschaften und Parteien (§ 5c EpiG)

Eine verfassungswidrige Diskriminierung nach Artikel 14 EMRK stellt die Bevorzugung von Religionsgemein-
schaften und Parteien gegeniber den ebenfalls in der EMRK geschiitzten Vereinen (Vereinigungsfreiheit nach
Artikel 11 EMRK) in Bezug auf Erhebung von Kontaktdaten in § 5c dar.

Es ist gerade fiir Vereine, die zum Beispiel wie Aktive Arbeitslose Osterreich Hilfestellung fiir benachteiligte
Menschen erbringen, vollig inakzeptabel, dass die von solchen Vereinen erwartete Vertraulichkeit durch Kon-
taktdatenerhebung verletzt wird. Ebenso geht es dem Staat prinzipiell nichts an wer an Vereinssitzungen oder
anderen Vereinsveranstaltungen teil nimmt. Die Pflicht zur Fiihrung von Kontaktdaten hat ndmlich eine ab-
schreckende Wirkung und ist daher im Sinne der Rechtsprechung des EGMR auch als Einschrankung der Verei-
nigungsfreiheit zu werten!

Unsere weiteren Kritikpunkte am Epidemigesetz bleiben natiirlich bestehen und sind zu erginzen

1. Fehlende Grundrechteabwagung und Unbestimmtheit

Die ziemlich ausufernden Verordnungsvollmachten untergraben den demokratischen Rechtsstaat und geben
dem Gesundheitsminister eine gefihrliche Waffe in die Hand, die Rechte der Menschen in Osterreich willkiir-
lich einzuschranken. Die vielen und rasch dndernden Verordnungen sind geradezu uniiberschaubar. Die nach
Artikel 6 EMRK erforderliche Rechtssicherheit, die Vorherbestimmbarkeit der rechtlichen Folgen des eigenen
Handelns, als wesenltiche Grundlage des Rechtsstaates sind nicht mehr gegeben!

Es findet tiberhaupt keine Grundrechteabwagung statt.
2. Keine Folgenwirkungabschitzung - keine Vermeidung von Kollateralschiden

Nicht nur Eingriffe in Grundrechte werden nicht berlicksichtigt. Es fehlen auch zumindest eine grobe Wirkungs-
folgeabschatzung in der zu erwartender Nutzen gegen zu erwartende bzw. Mégliche Folgeschaden abgewogen
werden. Bezeichnend ist, dass die aktuelle Gesetzesnovelle zwar hohe Kosten verursachen soll aber die vom
Gesetz vorgeschriebene blof8 auf finanzielle Bereich beschrankte Wirkungsfolgenabschatzung nicht enthalt!

3. Entschidigung von Verdienstentgang, Einschrankung der Eigentumsrechte von Betrieben:

% https://www.biorxiv.org/content/10.1101/2020.11.15.383323v1
https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fimmu.2020.586984/full

https://science.sciencemag.org/content/370/6512/89.full
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Hierbei handelt es sich um durch Verfassung und EMRK geschiitztes vermogenswertes Recht das nicht durch Al-

mosen, noch dazu verwaltet von nichthoheitlichen Einrichtungen wie die Wirtschaftskammer, ersetzt werden
kann. Die vollen Entschadigungsrechte sind daher wieder herzustellen!

4. Entschadigung fiir Freiheitsentzug/einschrankung durch Qurantanierung:
Das Standardlehrbuch zur EMRK von Prof. Grabenwarter und Prof. Pabel stellen hierzu fest:

"Artikel 5 Abs. 1 lit. e eréffnet die Mdglichkeit der Freiheitsentziehung mit dem Ziel, die Verbreitung anstecken-
der Krankheiten zu verhindern. Auf diesen Tatbestand kénnen insbesondere Quarantinemafinahmen gesttitzt
werden. Das Vorliegen ansteckender Krankheiten ist zwingend durch ein objektives drztliches Attest festzustel-
len, um eine Freiheitsentziehung zu rechtfertigen. 160

160 EGMR 24.10.1979, Winterwerp ./. NED, Nr. 6301/73, Z. 39; EGMR 5.11.1981, X. ./. GBR, Nr. 7215/75, Z 40;
EGMR, 23.2.1984, Luberti ./. ITA, Nr. 9019/80, Z. 27; EGRM, 28.5.1985, Ashingdane ./(.GBR, Nr. 8225/78, Z. 37."
Grabenwarter / Pabel: Europaische Menschenrechtskonvention, 6. Auflage § 21 Freiheit und Freizligigkeit, RZ
31

"Art. 2 Abs. 1 4. ZP gewdhrleistet in seiner ersten Tatbestandsalternative das Recht, sich im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats frei zu bewegen. (350) Dabei ist es unerheblich, zu welchem Zweck sich die betreffende Person
von einem Ort zu einem anderen fortbewegen will. Die Wahl eines bestimmten Fortbewegungsmittels oder ei-
ner bestimmten Wegstrecke ist nicht vom Schutzbereich der Freizligigkeit erfasst, sofern der Grundrechtstréger
durch entsprechende Beschrdnkungen nicht in seinem Recht auf, an den Ort seiner Wahl zu gelangen, gehindert
ist. (351)"

350 Vgl. zum rdumlichen Geltungsbereich Art. 5 Abs 4 4. ZP.

351 So auch Péschl in: Korinek/Houlubek, Art. 2 4. ZPEMRK Rn. 25f.; Griegerich, in D6rr/Grothe/Mahraun, Kap.
26 Rn 44

Grabenwarter / Pabel: Europaische Menschenrechtskonvention, 6. Auflage § 21 Freiheit und Freizligigkeit, RZ
59

Schon von Rechts wegen gebiihrt daher grundsatzlich eine Entschadigung fiir den Freiheitsentzug, insbesonde-
re fiir Menschen, die gar nicht infiziert sind! Wenn es in Taiwan®® grundsatzlich eine Entschidigung fiir Quaran-
tanierung von umgerechnet etwa 30 Euro pro Tag gibt, warum nicht auch in Osterreich? Eine wissenschaftliche
Studie zur Complience bei der Quarantane hat festgestellt, dass in Israel nach Abschaffung einer Entschadigung
die Complience, die Einhaltung der Quarantine geradezu auf die Halfte sank!*” Schon aus pragmatischen Griin-
den sollte daher mehr auf positive Anreize als auf ,Uberwachen und Strafen* (,,schwarze Pidagogik") gesetzt
werden!

Aufgrund der langeren Inkubationszeit gibt es keinen sachlichen Grund fiir eine Quaranténierung von ,Kontakt-
personen” auf reinen Verdacht hin! Eine ordentlich arbeitende Verwaltung sollte die Organisation von Tests
von ,Kontaktpersonen“ als gelinderes Mittel wohl nach 9 Monaten der Epidemie wohl schaffen!

5. Entschadigung fiir die Kollateralschdaden die von der Regierung verursacht werden

Obwohl der Ausfall oder die Verzégerung von medizinischen Untersuchungen und Behandlungen sowie von
Impfungen massive gesundheitliche Schaden, die bis zum Tod von Menschen reichen, hinterlasst, ist keinerlei
Entschadigung fiir den von der Regierung und den Behorden angerichteten Schaden vorgesehen! Das ist in ei-
nem demokratischen Rechtsstaat vollig inakzeptabel!

6. Fehlende Transparenz:

Wir fordern u.a. die Veroffentlichung aller statistischen Daten rund um die Anti-COVID-19 Politik, insbesondere
auch Uber die vielfaltigen und massiven Schiden durch, die durch die Dogmen ,Lockdown“ und ,totaler Krieg
gegen das Virus“ verursacht worden sind. Es sind daher ALLE statistischen Daten sowie alle Gutachten und Ar-
beitsunterlagen der Regierung und der Behdrden zu verdéffentlichen. Das lange aufgeschobene Informations-
freiheitsgesetz ist nach eingehender Begutachtung und Beteiligung der Zivilgesellschaft endlich zu beschlieBen!

7. Fehlende Partizipation der betroffenen Bevélkerung

Grundsatzlich fehlen Regeln fiir die Einbindung der von der Epidemiebekdampfung betroffenen und darunter lei-
denden Bevolkerung. Schon der Deutsche Ethikrat forderte schon vor gut 4 Monaten einen ,Wettbewerb der
Ideen statt stumpfer Corona-Obrigkeit®, mahnte der Europa-Verantwortliche der WHO die Einbeziehung der
Communities ein® und veréffentlichte medico das ,,Corona Manifest* (iber Standards fiir eine demokratie- und

16

https://focustaiwan.tw/society/202003100020
Y https://www.healthaffairs.org/doi/10.1377/hlthaff.2020.00382

®  https://www.aerztezeitung.de/Politik/Ethikrat-fordert-Wettbewerb-der-Ideen-statt-stumpfe-Corona-Obrigkeit-

408400.html
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menschenrechtskonforme Epidemipolitik?®®. Das aus 29 Fachorganisationen aus Deutschland, Osterreich und

der Schweiz bestehende Kompetenznetz Public Health zu COVID-19, das tiber 4.000 Wissenschafter*innen und
Fachmediziner*innen vertritt, verdffentlicht seine Erkenntnisse (iber die ,Kollateralschiden“ frei zuginglich®.

Die Regierung und die Biirokratie kann sich nicht darauf ausreden, nicht zu wissen, was die autoritare Politik so
alles anrichtet. Auch auf der Webseite der ArzteZeitung? sind zahlreiche, verstindliche Artikel zu finden!

Gerade die unteren Gesellschaftsschichten sind aufgrund geringer Ressourcen (meist keine Rucklagen) und an-
geschlagener Gesundheit von der autoritdren Politik betroffen. Wir haben daher keinerlei Verstandnis fiir DIESE
dilettantische und autoritare Politik.

Mit basisgewerkschaftlichen und menschenrechtsfreundlichen GriiBen

(Moo (o

Mag. Ing. Martin Mair
Obmann , Aktive Arbeitslose Osterreich“

¥ https://www.thelancet.com/journals/lancet/article/P1IS0140-6736(20)31054-0/fulltext
2 https://www.medico.de/ein-corona-manifest-17746/

2 https://www.public-health-covid19.de/ergebnisse.html

2 https://www.aerztezeitung.de

www.parlament.gv.at


https://www.aerztezeitung.de/
https://www.public-health-covid19.de/ergebnisse.html
https://www.medico.de/ein-corona-manifest-17746/
https://www.thelancet.com/journals/lancet/article/PIIS0140-6736(20)31054-0/fulltext

	Stellungnahme zur Novelle des Epidemiegesetzesund des COVID-Maßnahmengesetzes (88/ME)
	1. Begutachtungsfrist:
	2. Grundsätzliche Anmerkungen
	3. Ausweitung der Ermächtigung für Screeningprogramme § 5a EPiG
	4. Abhängigkeit des Zutritts zu Veranstaltungen von negativen Testergebnissen (§ 15 EpiG)
	5. Privilegierung von Religionsgemeinschaften und Parteien (§ 5c EpiG)
	Unsere weiteren Kritikpunkte am Epidemigesetz bleiben natürlich bestehen und sind zu ergänzen




